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1. 

Der Landesparteitag beschließt, auf seiner heutigen Tagung eine/n Wahlkampfleiter*in zu 

wählen. 

 

2. 

Der Landesparteitag beschließt außerdem, auf seiner heutigen Tagung eine „Wahlkampf- und 

Kulturkommission“ (WKK) zu wählen. Diese soll aus zehn Genossinnen und Genossen bestehen. 

Sie soll gemeinsam mit den Kreisverbänden eine Brücken-Konzeption erarbeiten, die in den 

Europawahlkampf übergeht. Sie muss unbedingt relevante lokale Konflikte evaluieren und 

kulturell und politisch mobilisierend mit der sozialen Frage, den Interessen der 

Arbeitnehmer*innen und aller anderen Arbeitskraftverkäufer*innen sowie der 

Friedensbewegung verbinden. Die scharfe EU-Kritik unseres Hamburger Parteitagsbeschlusses 

und die konkreten kommunalpolitischen Nöte müssen dabei in einen praktisch 

operationalisierbaren, dialektischen Zusammenhang gebracht werden. 

 
Begründung: 

 

Die Arbeit kann uns lehren/ 

sie lehrte uns die Kraft/ 



den Reichtum zu vermehren/ 

der unsere Armut schafft. 

 

(aus dem Arbeiterjugendlied: Dem Morgenrot entgegen) 

    

I. Den (Wahl)kampf aufnehmenI. Den (Wahl)kampf aufnehmenI. Den (Wahl)kampf aufnehmenI. Den (Wahl)kampf aufnehmen 

Um die notwendige Erneuerung, den Ausbau und die Mobilisierungsfähigkeit unserer Partei zu 

erreichen, bedarf es der Wiederanknüpfung an Arbeit und soziale Frage. Nur so kann unser roter 

„Markenkern“ Öffentlichkeitswirksamkeit entfalten. 

 

Nach der schmerzhaften Niederlage bei der Landtagswahl, die sich bereits im teilweise 

unbefriedigenden Ausgang der Kommunalwahlen 2016 angedeutet hatte, müssen endlich 

schonungslose Schlussfolgerungen gezogen werden. Die Europawahl im nächsten Jahr muss 

bereits jetzt vorbereitet werden, aber nicht nur als parlamentarischer Orientierungspunkt, 

sondern auch in einer Neuaufstellung der außerparlamentarischen Mobilisierungen und 

Kulturarbeit. 

 

Durch die frühzeitige Wahl eines, beziehungsweise einer Wahlkampfleiters*in und eines 

Wahlkampfteams kann rechtzeitig unsere Außenwirkung verbessert werden. Gewerkschaftliche 

Arbeit, die kulturelle und materielle Aufwertung der sozialen Frage und die Rolle der 

Arbeitnehmer*innen und anderer Arbeitskraftverkäufer*innen müssen wieder mehr ins 

politische Zentrum! Sowohl im ländlichen Raum (dort mit mehr Unterstützung durch 

Landesvorstand und starke Kreisverbände) als auch in den Städten müssen wir zeigen, dass die 

Linke wieder da ist. Und verstanden hat! 

 

Zunächst werden die Kreisverbände gebeten, zeitnah eine Bestandsaufnahme über solche 

relevanten sozialen Brennpunkte vor Ort zu liefern, wo in ihrem Bereich Protest mit relevanten 

öffentlichen Konflikten  zusammenkommt (z.B. Pflegenotstände, Lohnkonflikte, Massen-

Kündigungen, Kita- und Ausbildungsdefizite, Miet- und Wohnraumnöte, NATO-Standorte, 

Leiharbeitsfirmen und -verträge u.ä.).   

 

Wahlkampfteam und Parteigremien sollen für das zeitliche Vorfeld des Europawahlkampfs 

anhand dieser Evaluierung einen Aktionsplan mit Referent*innenliste erstellen, dessen Ziel das 

Aufgreifen der Konflikte vor Ort in Zusammenarbeit mit Abgeordneten, Kreisverbänden und 

Kulturschaffenden ist. 

 

Wissenschaftliche Unterfütterung für die Konflikte und Aktionen vor Ort ist auch von den MdBs 

und anderen Mandatsträgern zu liefern. Untersuchungen der parteinahen Rosa-Luxemburg-

Stiftung finden dabei (nach stiftungsrechtlichen Maßgaben) Beachtung. 

 

Die zahlreichen Aktivitäten auf Facebook und anderen sozialen Medien sind dieser Arbeit 

inhaltlich bei-, aber unterzuordnen. Die moderne Kommunikationstechnologie kann nämlich auf 

lange Sicht die praktische Präsenz vor Ort, die Mobilisierung auf Straße und Marktplatz, nicht 



ersetzen und darf sie darum auch nicht verdrängen. Eine Demo, eine Mahnwache oder eine 

andere mobilisierende Aktionsform wird auf Dauer immer solidarisierender, ermutigender und 

widerständiger das gesellschaftliche Meinungsklima verändern, als ein noch so aggressiver 

Eintrag in Facebook oder Twitter! 

 

II. Rolle von Persönlichkeiten für MobilisierungII. Rolle von Persönlichkeiten für MobilisierungII. Rolle von Persönlichkeiten für MobilisierungII. Rolle von Persönlichkeiten für Mobilisierung 

Je weniger eine linke Partei nach außen wirkt, desto mehr streitet sie sich nach innen und 

andersherum. 

 

Es ist leichter, die existenzielle, zumindest beschleunigende Rolle von Persönlichkeiten für 

vergangene historische Ereignisse anzuerkennen, als in der Jetztzeit Persönlichkeiten und ihre 

künftige historische Bewertung zu entdecken und zu stärken; besonders für uns, die wir meist 

für unsere Verliebtheit in bedrucktes Papier applaudiert bekommen, aber selten für unsere 

Liebe zu Personen. 

 

Oftmals ist auch unsere Parteipraxis in eine lebensfremde Trennung (und damit 

Vernachlässigung) von Politik, Kunst und Wissenschaft verfallen; mit einer selbstgefällig-

parlamentarischen Sprache, die ohne Reiz ist, die ohne Bilder und Farbe auszukommen glaubt. 

So glauben auch einige, ohne begeisternde Persönlichkeiten auskommen zu können. 

 

In der bisherigen linken Schwächephase für Mobilisierungen waren aber die Auftritte 

charismatischer, antiimperialistischer Persönlichkeiten von ganz besonderer Wichtigkeit. Es mag 

ja (wieder) eine Zeit anbrechen, in der nur Inhalte und Schriftformen auf die Straße mobilisieren 

und wir Promis und charismatische Persönlichkeiten darum nicht mehr nötig haben: heute aber 

sind wir weiter denn je davon entfernt. 

 

Bis dahin gilt: je weniger sich eine Linke und eine Gesellschaft für soziale Forderungen, 

Antiimperialismus und Frieden öffentlichkeitswirksam auszusprechen vermögen, und in einer 

solchen Phase agieren wir leider gegenwärtig, desto entscheidender (auch in Wahlkämpfen) 

sind Persönlichkeiten, in deren Ausdruck sich zumindest ein Kernbestand roter Inhalte 

artikuliert und mobilisierend spiegelt. Gemeinsam mit der Strahlkraft dieser Persönlichkeiten 

kann es gelingen, unsere Positionen besser und näher an jenen 

„Alltagsverstand“ heranzutragen, dem unsere Diskussionsformen oft noch fremd sind – dies ist 

im Übrigen bisweilen auch unsere eigene Schuld. 

 

Die Profiteure von Ausbeutungsprojekten und alle Imperialismus-affinen Eliten sind daran 

interessiert, die profiliertesten und mobilsierungsfähigsten Persönlichkeiten unserer Partei, wie 

Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch, anzugreifen und von der Bildfläche zu verdrängen. 

Sollte dies gelingen, kann auch das Kapitel einer mehrheitsfähigen, über 5% liegenden linken 

Partei für lange Zeit als zugeschlagen gelten. Deshalb müssen wir uns solchen Versuchen 

entgegenstellen und solidarisch miteinander umgehen. Kritik und Uneinigkeiten müssen 

ausgestritten werden. Dies sollte zuallererst und solidarisch in den Gremien unserer Partei zum 

Ausdruck kommen, nicht öffentlichkeitswirksam und medial. Der mediale Schlagabtausch nutzt 

nur dem gemeinsamen Gegner. 



    

III. Die soziale Frage von links neu aufwerfenIII. Die soziale Frage von links neu aufwerfenIII. Die soziale Frage von links neu aufwerfenIII. Die soziale Frage von links neu aufwerfen 

Die fundamentale Verunsicherung, die Menschen für rassistische und andere rechte Inhalte erst 

empfänglich macht, entsteht oftmals weniger aus tatsächlicher Ablehnung und Angst gegen 

internationale kulturelle Einflüsse oder gegen ein in vielen Teilen des Landes völlig abstraktes 

Thema „Zuwanderung“, sondern in konnotierter Verbindung mit realer Bedrohung und 

begründeter Angst vor sozialem Abstieg, etwa in die Altersarmut, aus schlechter Entlohnung 

und aus erfahrener materieller Not. Menetekel der Verarmung sind abblätternde Schulwände, 

die Privatisierung des Gesundheitswesens, Einsparung an Hygiene und das Vordringen 

multiresistenter Keime (mit 40.000 Toten pro Jahr), Entlassungen, aber auch Stress und das 

herrschende zerstörerische Zeitregime. 

 

Die gedanklichen Übergänge und Fehlschlüsse rechter Sozialdemagog*innen, aus der 

Erfahrung, hierzulande nur als Kostenfaktor und Manövriermasse gehandelt zu werden und 

dabei mehr schlecht als recht wegzukommen, hin zur Forderung „Ausländer raus!“ sind 

unlogisch und von links scharf zu kritisieren. An der Versetzung in die Leiharbeit, dem 

Personalschlüssel in Pflegeeinrichtungen und der Hungerrente ist nicht die syrische oder 

afghanische Familie schuld, der zuhause das Dach über dem Kopf weggebombt wurde. Wir 

wissen, es gibt andere - und zwar hausgemachte - Gründe für Armut, Freihandelsterror und 

Krieg, die sich aus dem kapitalistischen Selbstverständnis des deutschen Nationalismus und 

dessen Profiteuren erklären. 

 

„Offene Grenzen für die Schutzbedürftigen“ das ist und bleibt unser Ziel. 

Aber wir wissen: 820 Millionen Menschen hungern weltweit, 65 Millionen sind auf der Flucht. 

Elend durch Krieg, Dürre, Überschwemmung und Hunger (in diesem Zusammenhang gilt es 

auch unser ökologisches Profil zu schärfen), sowie durch Braindrain (also durch das Abwerben 

junger, [halb-]ausgebildeter migrantischer Billiglohn-Arbeitskräfte) lassen sich nur zu einem 

kleinen Teil durch europäische Willkommenskulturen bekämpfen. Eine nachhaltige Überwindung 

dieses Elends und seiner Ursachen ist nicht ohne antiimperialistischen Kampf für Frieden und 

gerechtere Weltwirtschaft zu erreichen 

 

Es bleibt also Aufgabe sozialistischer Klassenpolitik und Aufklärung, über die Gründe der 

Schäden ins Gespräch zu kommen, welche das Monopolkapital systematisch anrichtet - und 

zwar mit den betroffenen Menschen. Es muss deutlich werden, dass die Konfliktlinie nicht 

zwischen dem Abstraktum „Deutsches Volk“ (ob nun antideutsch oder prodeutsch) und jenen 

verläuft, die staatlicherseits als „ausländisch“ definiert werden (so wie es die Rechten auf die 

Spitze treiben), sondern dass eine/n deutsche/n Arbeiter*in mit einem/r syrischen, 

marokkanischen oder afrikanischen Arbeiter*in mehr verbindet, als mit einem/r deutschen 

Finanzkapitalist*in: nämlich das, was sie oder ihn in einer kapitalistischen 

Eigentumsgesellschaft in besonderer Weise definiert und als soziales Wesen ausmacht: 

ausgeschlossen zu sein davon, sichprivaten Reichtum anzueignen, um ihn zu mehren. 

 

Die bittere Konkurrenz, in welcher deutsche Arbeiter*innen unter sich stehen und in welche sie 

gegen ihre ausländischen Kolleg*innen gestellt werden, sei es innerhalb Deutschlands, der EU 



oder der Welt, gilt es genau aufs Korn zu nehmen. Die Aufgabe besteht darin, sich zumindest 

geistig von dem brutalen Gegeneinander und der Konkurrenz zu emanzipieren und die Wut und 

die Attacken gegen jene zu richten, die dieses Verhältnis international angerichtet haben und 

tatsächlich international von ihm profitieren. Besonders in diesen Zeiten muss also der Kampf 

von unten international und gemeinsam geführt werden. Der oben zitierte Liedtext wird 

fortgeführt: „Nun wird die Kraft, von uns erkannt, die starke Waffe uns'rer Hand!“. Ist die Waffe 

wirkmächtig genug, folgt der geistigen Emanzipation von der monopolkapitalistischen 

Eigentums- und Konkurrenzgesellschaft die praktische. 

 

Dass die Hetzerei gegen alles „Fremde“ nicht wenigen Menschen plausibel erscheint, weist 

auch auf unsere Versäumnisse hin. Wir sollten nicht selbstgefällig so tun, als ob der Aufstieg der 

AfD nicht auch von Schwächen unserer Partei begünstigt wurde und es ein bequemes „Weiter 

so gegen rechts!“ gibt. 

Es hilft rein gar nichts, wenn tugendhafte Linke den verrohten Pöblern erzählen, dass sich 

blödes Geschimpfe auf „ausländische Sozialschmarotzer“ etc. einfach nicht gehöre und dass sie 

als Rassisten geächtet seien. Rohe Verhältnisse schaffen rohe Sitten. Den Rechtskräften, die in 

diesem Elend ihr Süppchen kochen und dem rassistischen Unsinn, den die Leute dadurch in 

ihren Köpfen ausbrüten, kommen wir nicht durch „Virtue Signalling“ (James Bartholomew: 

„tugendhaftes Sich-Aufplustern“), also durch Moralapostelei in diesen Verhältnissen, sondern 

nur im Kampf gegen soziale Verhältnisse bei, die solches Elend und materielle Notlagen 

systematisch hervorbringen. 

 

Als gute Menschen wollen wir Sozialistinnen und Sozialisten uns stets erweisen, aber nicht als 

bessere Menschen uns über Andere, vermeintlich Bildungsfernere, stellen; denn auch dieses 

„Über und Unter“ ist ein Modus der kapitalistischen Konkurrenz, selbst wenn es um mehr 

politische Korrektheit geht! Gelegentlich überhöhen sich auch Menschen auf Kosten von 

Ärmeren und Geflüchteten zu „Bessermenschen“. Ohne Stärkung von Gewerkschaften und den 

politischen Organisationen der Arbeitskraftverkäufer*innen nicht nur für, sondern mit 

MigrantInnen gibt es auch keine nachhaltige Wirkmacht gegen rechts. Denken wir immer an den 

kommunistischen Friedensnobelpreisträger Pablo Neruda aus Chile, der schrieb: „Die 

Reaktionäre wissen, dass die Gefahr von Veränderungen in der Gesellschaft nicht in der 

individualistischen Rebellion liegt, sondern in der Organisation der Masse und einem ausgeprägten 

Klassenbewusstsein.“ („Ich bekenne, ich habe gelebt“, Memoiren, S.437) 

 

Die Arbeitnehmer*innen und andere Arbeitskraftverkäufer*innen und ihre Befreiung von 

monopolkapitalistischer Entfremdung und Ausbeutung müssen darum wieder Subjekt 

antiimperialistisch emanzipatorischer Politik werden. Je internationalistischer und solidarischer 

wir handeln, desto mehr müssen wir auch die sozialstaatlichen Ressourcen des Nationalstaats 

und dessen Reformen nutzen und ausbauen. Gerade auch bürgerlich-demokratische 

Errungenschaften des Rechtsstaats sind von links zu verteidigen und auszubauen, weil deren 

Abbau immer zuerst die wirtschaftlich und finanziell Schwachen trifft. 

 

IV. Auch in NiedersachsenIV. Auch in NiedersachsenIV. Auch in NiedersachsenIV. Auch in Niedersachsen 

Wer diesen roten Kern außer Acht lässt, gibt große Teile der werktätigen Wähler*innen der AfD 



und anderen kampflos preis. Unsere Bundestagsfraktion hat sich hohe Kompetenzen erarbeitet, 

die auch in unserem Landesverband bei außerparlamentarischer Mobilisierung mehr einbezogen 

werden sollten: gegen Altersarmut (in Verbindung mit Rente und Sozialversicherung), für die 

Stärkung von Pflege und Gesundheitswesen, für einen sozial ausgerichteten Verbraucherschutz, 

bei der Arbeit mit Kultur und Künstler*innen in der Politik für Abrüstung und Antifaschismus. 

Die Schwäche der Linken in der gesellschaftlichen Mobilisierung korrespondiert aber weiterhin 

mit der Zerrissenheit der verschiedensten Forderungen, wie auch mit der Ungleichzeitigkeit, in 

der Konflikte sich lokal zuspitzen und wieder abnehmen. Demzufolge können wir nicht davon 

ausgehen, dass es in Niedersachsen gegenwärtig das eine große Mobilisierungsthema für die 

Linke gibt, zumal wir leider fast nur eine Wahlpartei ohne Betriebsgruppen und ohne 

nennenswerten Einfluss auf gewerkschaftliche Vertrauensleute sind. 

 

Wenn hier dennoch zu einer progressiven Rückbesinnung auf den Widerspruch zwischen Kapital 

und Arbeit und die damit verbundenen Klassen und Schichten geraten wird, darf dies keine 

Absage an andere politische, geschlechterdemokratische, ökologische Themen sein. Jeremy 

Corbin, Bernie Sanders, Jean Luc Mélenchon und Sahra Wagenknecht haben gezeigt, wie sozial 

emanzipatorische Forderungen formuliert werden können. Denn die meisten linken Wählerinnen 

und Wähler müssen ihre eigene soziale Lage und auch ihre Klasseninteressen zuerst mit einer 

ermutigenden, Not-wendenden Perspektive für sich selbst erkennen, bevor sie sich mit den 

Nöten anderer, der Nach- und Umwelt und deren Hilfe befassen. Das ist und bleibt der rote Kern 

von Emanzipation und Antifaschismus! 

 

InformationInformationInformationInformation 

 

Es haben sich bereits folgende Personen für eine Mitarbeit in einer möglichen Wahl- und 

Kulturkommission gemeldet:  

Mareike Bohne, KV Vechta 

Hannes Hölker, KV Vechta 

 

Stephan Hormann, KV Hameln 

Marianne König, KV Northeim 

Anne Zimmermann, KV Wolfsburg 

 


